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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sit-
zung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig 
Hartmann, Dr. Christian Magerl, Thomas Gehring, 
Ulrike Gote, Verena Osgyan, Katharina Schulze, 
Markus Ganserer, Thomas Mütze, Gisela Sengl, 
Rosi Steinberger, Martin Stümpfig und Fraktion 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 17/1464, 17/2021 

Bericht über geplante Nachbesserungen beim Ka-
tastrophenschutz von Kernkraftwerken 

Die deutsche Strahlenschutzkommission hat in ihrer 
268. Sitzung am 13./14. Februar 2014 eine Empfeh-
lung „Planungsgebiete für den Notfallschutz in der 
Umgebung von Kernkraftwerken“ verabschiedet. In 
dieser Empfehlung spricht sich die Strahlenschutz-
kommission für eine deutliche Ausweitung der Pla-
nungsgebiete beim Katastrophenschutz aus. 

In diesem Zusammenhang wird die Staatsregierung 
aufgefordert, den zuständigen Ausschüssen einen 
mündlichen und schriftlichen Bericht über geplante 
Änderungen beim Katastrophenschutz für Atomkraft-
werke zu erteilen, in dem u.a. auf folgende Fragen 
eingegangen wird: 

─ Wann ist mit einer vollständigen Umsetzung der 
Empfehlungen der Strahlenschutzkommission zu 
rechnen? 

─ Plant die Staatsregierung, die Empfehlungen auch 
für den Forschungsreaktor FRM II in Garching an-
zuwenden? 

─ Plant die Staatsregierung, die Empfehlungen auch 
für nicht mehr in Betrieb befindliche Atomkraftwer-
ke, in deren Nasslager sich aber noch abgebrann-
te Brennelemente befinden, anzuwenden? 

─ Plant die Staatsregierung, die Empfehlungen auch 
für die Zwischenlager abgebrannter Brennelemen-
te anzuwenden? 

─ Hält die Staatsregierung die Umsetzung dieser 
Notfallplanung angesichts der notwendigen Be-
rücksichtigung der Städte Schweinfurt, Günzburg 
und Landshut für möglich? 

─ Welche Auswirkungen wird die Notfallplanung auf 
die Großstädte wie München und Augsburg ha-
ben? 

─ In welcher Höhe sind Investitionen (z.B. Einsatz-
fahrzeuge, Ausrüstung, etc.) zur Umsetzung der 
Empfehlung erforderlich und wer trägt diese Kos-
ten? 

─ Welche weiteren zusätzlichen Kosten sind mit der 
Umsetzung der Empfehlungen verbunden und wer 
trägt diese Kosten? 

─ Wann und in welcher Form wird die Umsetzung 
der neuen Notfallplanung bekannt gemacht? 

─ In welcher Form werden die Bürgerinnen und 
Bürger an der neuen Notfallplanung beteiligt? 

─ Plant die Staatsregierung konkrete und realitäts-
nahe Übungen zur Umsetzung der neuen Notfall-
planung? 

─ Welche Maßnahmen plant die Staatsregierung, 
damit die Notfallplanung auch im Realitätsfall so 
umgesetzt werden kann wie geplant? 

─ Welche Maßnahmen plant die Staatsregierung im 
Hinblick auf grenznahe Atomkraftwerke in Tsche-
chien und in der Schweiz?. 
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